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    1. DER HISTORISCHE KONTEXT


    Im aktuellen politischen Diskurs springt ein Satz vom ehemaligen Innenminister Thomas de Maizière ins Auge, der über uns Deutsche sagte: „Wir wissen nicht mehr, wer wir sind.“[1] Im Wochenmagazin Stern veröffentlicht, ist dies ein mutiger Satz, der unter einer phonetischen Erschütterung sogleich die Frage aufwirft: Wann haben wir uns eigentlich verloren? Und sofort bewegen wir uns auf einem Feld, das nach Analyse verlangt, denn wir haben uns nicht erst seit gestern verloren, was allerorts vehement bestritten wird. Also bleibt zu Beginn nur der Blick ins Historische, auf den Ursprung, auf den bruchlosen Übergang von einer Diktatur zu einer Demokratie, der Bundesrepublik Deutschland.


    Im Chaos der Nachkriegsjahre verschwanden Täter wie Opfer: Die einen nach Südamerika, die anderen hinter den eisernen Vorhang. Das daheim gebliebene Tätervolk sah sich zu Unrecht bestraft, obwohl die Alliierten am Ende die Negation von der Kollektivschuld des deutschen Volkes kultivierten. Sie hatten große Mühe, die Struktur der nationalsozialistischen Herrschaft zu entschlüsseln. Die halbherzig begonnene Verfolgung der Täter durch die Sieger erlahmte Mitte der 50er-Jahre vollends. Auch auf Druck der damaligen Bundesregierung. Konrad Adenauer versäumte keine Gelegenheit, die Urteile der Sieger zu relativieren. Allerdings aus einem für die Demokratie lebenswichtigen Grund: Er musste die zu großen Teilen noch im nationalsozialistischen Geiste verhaftete Gesamtgesellschaft hinter einem demokratischen Banner versammeln. Dazu war es unerlässlich, an alle Gesellschaftsschichten Signale auszusenden. Eines davon war die Rückführung der deutschen Kriegsgefangenen 1955 aus der Sowjetunion als ein Meisterstück der neuen bundesdeutschen Diplomatie. Eine Mutter küsste dem Bundeskanzler daraufhin in aller Öffentlichkeit die Hand.


    Ein zweites Beispiel wird aus dem heutigen Dunstkreis postfaktischer Betrachtungsweise von Geschichte als völlig „unverständlich“ apostrophiert: Die Personalie Hans Globke. Globke war ein Verwaltungsjurist, der als Mitarbeiter des Reichsjustizministeriums sowie Mitverfasser und Kommentator der Nürnberger Rassengesetze, die juristischen Voraussetzungen für die Judenverfolgung im nationalsozialistischen Deutschland schuf. Nach dem Krieg als „unbelastet“ eingestuft, wurde er 1953 Chef des Bundeskanzleramtes unter Bundeskanzler Adenauer. Obwohl Diskussionen um die Vergangenheit Globkes aufkamen, hielt Adenauer bis zur Niederlegung seines Amtes 1963 an Globke fest. Dass ein Mann wie Globke in das Zentrum der Macht in der BRD vorstoßen konnte, sollte als ein Signal verstanden werden, das der Bundeskanzler an sein Volk aussandte: Wer die neue Demokratie mit Rat und Tat unterstützt, der hat in der Gesellschaft jede Chance. – Das hat viele Deutsche überzeugt. Und nur so war es möglich, einen neuen und vor allem demokratischen Staat überhaupt aufzubauen. Damit war zwangsläufig verbunden, dass alte Kader selbst wieder das Heft des Handelns in der jungen Demokratie in die Hand nehmen konnten. Auch wenn einige Täter und sogar Massenmörder unbehelligt in der Gesellschaft untertauchen konnten. Eine Alternative zu dieser Adenauer-Doktrin gab es nicht.


    Derweil gebar das sogenannte Wirtschaftswunder Cocktailhappen und den Konsum von billigem Sekt. Die Gesinnung des Volkes änderte sich indes wenig. Die drei Säulen der Demokratie dümpelten in den Sümpfen der unbewältigten Vergangenheit: Die Judikative stand dem Dritten Reich näher als der jungen Republik. Die Exekutive rekrutierte sich aus Mitarbeitern des Reichssicherheitshauptamtes, und die Legislative trat im Hinblick auf die Vergangenheitsbewältigung zum ersten Mal 1965 deutlich demokratisch in Erscheinung, als der Bundestag, entgegen dem Willen der Bundesregierung, die Entscheidung über die Verjährung von NS-Morden um zehn Jahre nach hinten verschob.


    Der erste zaghafte Versuch, die Verbrechen gegen die Juden, welche durch die Nationalsozialisten begangen wurden, zu ahnden, war der Ausschwitzprozess von 1963. Es war ein mutiger Versuch, demokratische Verhältnisse auch auf diesem Politikfeld wieder herzustellen. Der hessische Generalstaatsanwalt Fritz Bauer war dabei die entscheidende Figur. Ein Jahr zuvor wühlte die SPIEGEL-Affäre den Bodensatz der westdeutschen Halbdemokratie auf. In deren Folge gebar die Verlogenheit der Wirtschaftswunderjahre die Achtundsechziger, und fortan war die Zeit geprägt vom Ruf nach Revolution. Die Straßen füllten sich mit jungen Menschen, welche die Namen von Massenmördern skandierten: Ho-Chi-Minh und Mao Tsetung. Die intellektuelle Elite der Bewegung beschloss den bewaffneten Kampf gegen das System. Die Stadtguerilla, die sich bezeichnenderweise Rote Armee Fraktion, RAF, nannte, ermordete bis tief in die 90er-Jahre des vorigen Jahrhunderts hinein 34 Menschen. Dies geschah mit Tolerierung eines Großteils der westdeutschen Intellektuellen und der Linken. Im Volke dagegen gab es immer noch genügend Leute, die der Meinung waren: Diese Spinner gehören im KZ vergast oder auf der Flucht erschossen. Dabei wuchs der Wohlstand ständig und die ersten Altvorderen lehnten sich zurück und schnipsten zufrieden mit den Hosenträgern. All das unter dem Aussprechen eines sehr verhängnisvollen Satzes: „Das haben wir uns verdient.“ Kai Dieckmann sprach in dem Zusammenhang von „dem Epochenbruch der deutschen Gesellschaft in Richtung Egozentrik, Mittelmaß und Faulheit“[2].


    Derweil erwuchs im Dunstkreis der schwächer werdenden RAF und dem verlorenen Kampf gegen den NATO-Doppelbeschluss ein kleines Menschlein aus den Pulverschwaden der gescheiterten Revolution, das Kai Dieckmann treffend beschrieb als den „Gutmenschen, also die säkulare Form des pietistisch-abseitigen Frömmlers: Voll unbedingten Glaubens an das Gute im Menschen, unbeirrt von allen Fakten, ohne Vorstellung von der Welt, dafür mit dem festen Willen, dass das gut Gemeinte auch das Gute sei.“[3]


    Dies war somit auch gleichzeitig die Geburtsstunde des Postfaktischen, denn von nun an wurde die Geschichte unter ideologischem Aspekt beurteilt. Propaganda spülte den Begriff vom Paradigmenwechsel ins Land. In Summe gesehen ein noch verheerender Epochenbruch, der die bundesdeutsche Gesellschaft ein paar Jahre später nachhaltig spalten sollte. Zunächst jedoch harmlos und belächelt mauserte sich der zwergenwüchsige deutsche Philanthrop langsam aber stetig zum Monster. Er übernahm schleichend die Rolle einer moralischen Instanz, begann mit der Brutalität eines militanten Sektierers und unter der Einbeziehung intensiver Rasterfahndung das politische und gesellschaftliche Leben zu durchleuchten. Dabei kommentierte er wissenschaftliche Arbeiten, neu erschienene Bücher und die Reden sowie Aussprüche von Politikern und Personen des öffentlichen Lebens mit steigender Aggressivität. Er warf seinen Bannstrahl unerbittlich gegen jene, die den geringsten Verdacht aufkommen ließen, in politischer Moral und Diktion dem Guten nicht genügend Rechnung zu tragen. Was gut war, bestimmte nur er selbst. Da sich dieses Handeln für die derart Gescholtenen bisweilen zu einem existenzbedrohlichen Problem auswuchs, stiegen Angst der Betroffenen auf der einen Seite und potentielle Macht des Philanthropen auf der anderen. Wer wollte schon gegen das Gute sein.


    Als ein Großteil der intellektuellen und politischen „Elite“ der Gesellschaft daraufhin aus Existenzangst vor dem vermeintlich Guten die Waffen streckte, gab es für den kleinen Kobold kein Halten mehr. Er scharte die Eiferer um sich und ejakulierte im Vollrausch die Political Correctness über das Land. Fortan galt die strenge Kontrolle der „Volksmoral“ als Entscheidungsdirektive für die politische Elite. Dieser Vorgang mutierte folgerichtig zum Gesinnungsterror. Die Allmacht des Despoten verführte diesen schnell zu einer neuzeitlichen Inquisition. Die schlichten Gemüter in der Gesellschaft raunten sich von nun an auf den Straßen gegenseitig zu: „Neger darf man nicht mehr sagen.“ Im Ergebnis dessen nahm das Ideologische überhand. Propaganda und ideologische Indoktrination wurden die gängige Form für die Übermittlung von politischen Informationen. Der überwiegende Teil der Medien rückte weit nach links und nicht unbedeutende Teile des Volkes wurden dabei ganz bewusst ignoriert. Genau an dieser Stelle begann ein Prozess, der die bundesdeutsche Gesellschaft neu strukturierte. Eine kleine Gruppe von Aktivisten, die wir heute als Linksliberale bezeichnen, legte die neuen moralischen Standards fest und ließ diese „wissenschaftlich“ untermauern. Neue Institute schossen wie Pilze aus dem Boden. Unter dem Druck unverzichtbarer Wirtschaftlichkeit wird das eine oder andere Argument dabei schon mal an den Haaren herbeigezogen. Die durch selbst ernannte Experten geführten Nachweise sind unter der Verwendung zumeist abenteuerlicher Argumentationen fast nie das Ergebnis einer ganzheitlichen Betrachtung. Tendenziell zusammengeschusterte Fakten sollen Beleg sein für die Richtigkeit der neuzeitlichen Thesen. Die Perversion, welche diesem Prozess innewohnt, wird vom ZEIT-Autor Christian Staas treffend beschrieben: „Man halluziniert ein Tabu, um es dann als solches zu beklagen und den Tabubruch anschließend als emanzipatorischen Akt zu feiern.“[4]


    Dieses scheinbar idealistische Geschäftsmodell, nämlich das egoistische Ausweiden einer ängstlichen Gesellschaft, besagt jedoch nur das, was Peter Sloterdijk in einem anderen Zusammenhang beschreibt:


    
      „Wo Idealisten plädieren, sind Scheinheilige nicht weit. Die (…) Moralisten hatten den Ton vorgegeben: Sobald der Altruismus sich in Schale wirft, blitzt das Unterkleid des Egoismus hindurch.“[5]

    


    Bereits die Bolschewiken, fatales Sinnbild eines radikalen Idealismus in seiner Zeit, hatten nach der Oktoberrevolution nichts anderes zu tun, sich an den Überbleibseln ihrer Opfer zu bereichern. Auch sie waren Meister in der Ausrichtung des „Strukturellen“.


    In der heutigen Zeit bedeutet das moderne Wort vom Strukturellen nichts anderes als die Tatsache, dass jedes gesprochene Wort und jeder geschriebene Text so gedreht und gewendet werden kann, dass er inkorrekt, rassistisch, rechts, linksextremistisch oder antisemitisch sein kann. Zum Beispiel wenn vom „strukturellen Rassismus“ die Rede ist.


    Die Political Correctness wurde somit zu einem Instrument aggressiver Machtausübung einer nichtstaatlichen Minderheit, die sich aus einer unseligen Allianz von selbsternannten Moralaposteln und dem linken Establishment zusammensetzte. Und letztendlich ist diese synthetische Situation auch heute noch ein wirtschaftlicher Faktor für die Protagonisten, die sich durch Denunziation und dem damit einhergehenden Machtzuwachs ein profitables Geschäftsfeld erschließen. Nie war es in Deutschland leichter, durch Denunziation wirtschaftlichen Gewinn zu erzielen. Die Linksextremisten kultivierten aus dieser Situation ein ökonomisches Erfolgsmodell. Sie saugen an den Zitzen des Rechtsstaates, den sie beseitigen wollen, mit dem schlichten Slogan: „Gegen rechts“. Milliarden und Abermilliarden Euro wurden seit Gerhard Schröders verhängnisvollem Satz vom „Aufstand der Anständigen“ in die Reihen der Linksextremisten gespült. Dabei war die Festlegung auf die Täterschaft beim Brandanschlag auf die Düsseldorfer Synagoge am 2. Oktober 2000 fahrlässig voreilig. Und niemand korrigierte den Irrtum. Es war den Protagonisten wohl zu peinlich. Deshalb änderte sich auch die Doktrin nicht, welche den linken Extremismus präferierte. Im Jahr 2020 kann man dazu lesen:


    
      „Mehr Geld gegen Extremismus.


      Berlin: Die Bundesregierung gibt mehr Geld für Demokratieförderung und Extremismusprävention aus. Ein Eckwertebeschluss des Bundeskabinetts für das Bundesprogramm Demokratie leben! (sieht, d. A.) eine Erhöhung der Mittel von derzeit 115 Millionen auf über 150 Millionen Euro im Jahr 2021 vor. Im Jahr 2022 soll der Betrag auf 165 Millionen Euro und 2023 auf 200 Millionen Euro pro Jahr steigen. Das Geld kann auch in Projekte für Integration und Chancengerechtigkeit fließen.“[6]

    


    Klar ist dabei, dass das Geld ausschließlich in linke Projekte fließt. Was einer gewissen Logik nicht entbehrt, denn nach der Lesart der linken Eliten gibt es in der BRD ausschließlich rechten Extremismus. Das Geschäftsmodell geht also auf. Und genau daher rührt die bisweilen zurückhaltend pulsierende Aggressivität der Linksextremen, die von den Meinungsbildnern seit damals als positives Zeichen interpretiert wird. „Im Zweifel links.“ Mit derart komfortabler monetärer Ausstattung versucht man seit 2002, die Taten der RAF und die Krawalle am Rande des G20-Gipfels von Hamburg im Juli 2017 der öffentlichen Erinnerung zu entreißen. Zu einem erfreulichen Umstand für die Beteiligten fügt es sich außerdem, dass man von den Steuermilliarden auch noch auskömmlich leben kann.


    Die Political Correctness ist eine elitäre und vor allem dekadente Erscheinungsform von politischer Meinungsmanipulation und Machtausübung. Wohin Dekadenz führt, zeigt die Geschichte vom alten Rom. Dieses Reich wurde nach seiner Blühte zunächst geteilt und ging an den Folgen seiner gesellschaftlichen Dekadenz unter, nachdem es von den Barbaren überrannt wurde. Der Linksliberalismus hat im Formationsflug mit Political Correctness und Gender die Mehrheit der Bürger in unserem Lande überfordert und mobilisiert – gegen sich selbst. Da sich diese Mehrheit der Gesellschaft nicht immer so geschliffen artikulieren kann wie die Pseudointellektuellen des Mainstream, hält man deren Äußerung für dumpfes Geschrei. Die Geburtsstunde der Political Correctness mit der einhergehenden Diktatur des moralischen Terrors durch den Linksliberalismus mit seiner Identitätspolitik war genau der Zeitpunkt, an dem uns die bislang überwiegend vorhandene innere Einigkeit verließ. Genau an dieser Stelle haben wir uns für heute verloren.

  



  
    2. DAS POLITISCHE SPEKTRUM


    Bisweilen liest man in der Zeitung, hört im Radio oder sieht im Fernsehen bei der Beschreibung einer politisch agierenden Person den Satz, es handle sich um einen „Linksaußen“ oder „Rechtsaußen“. Damit will man sagen, es handele sich um einen radikalen oder extremen Linken oder Rechten. Und die Kommunarden der linksautonomen Szene beispielsweise glauben, dass sie sich umso mehr von den politisch extremen Rechten entfernen, je linksextremistischer sie selbst werden. Das ist natürlich ein schwerwiegender Irrtum. Denn all diese Leute halten das politische Spektrum für zwei Strahlen, die sich vom zentralen Liberalismus ausgehend nach links oder rechts ins Unendliche verlieren. Genau darin liegt der fundamentale Irrtum aller Radikalen oder Extremen. Nebenbei auch der meisten Bürger, Journalisten und aktiven Politiker. Aber die Welt ist rund, wie die folgende Grafik in vereinfachter Form zeigt. Vereinfacht deswegen, weil der Extremismus in bestimmten Fällen auch aus der sogenannten Mitte der Gesellschaft kommen kann. Der Politologe Prof. Werner Patzelt vermerkt dazu:


    
      „Noch abträglicher ist, dass ein solcher Extremismusbegriff allein schon aufgrund seiner Definition nahelegt, nur abseits der kulturellen, gesellschaftlichen oder politischen Mitte könne es Extremismus geben. Das ist weder plausibel noch tatsächlich der Fall. Also legt uns gerade dieser vage Extremismusbegriff beim Blick auf die Wirklichkeit Scheuklappen an.“[1]

    


    Da wir hier von den organisierten Formen des Extremismus sprechen, sind die in der Grafik aufgeführten Elemente zwangsläufig ebenfalls organisatorischer Natur.


    
      [image: ]


      Das politische Spektrum in Deutschland.

    


    Wie an der Grafik leicht zu erkennen ist, befindet sich der Liberalismus als Kern der freiheitlich-demokratischen Grundordnung auf der 12-Uhr-Position. An den Flügeln folgen die demokratischen Parteien jeweils in der Reihenfolge ihrer ideologischen Ausrichtung. Am rechten Flügel CDU, CSU, die AfD und die Rechtsradikalen. Am linken Flügel die SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE und die Linksradikalen. All diese Parteien oder Gruppierungen werden als „verfassungskonform“ apostrophiert. Danach sind in Richtung 6 Uhr die Gruppierungen zu erkennen, welche gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung arbeiten bzw. kämpfen, und werden demzufolge als „verfassungswidrig“ eingestuft. Die Stärke der Verfassungsfeindlichkeit nimmt in dem Maße zu, wie man sich der 6-Uhr-Marke nähert. Genau an diesem Punkt treffen sich Stalinisten und Nationalsozialisten in klassischer Einheitsfront als der konträre Gegenpol zum Liberalismus. Beide wollen die freiheitlich-demokratische Grundordnung beseitigen. Man kann ganz deutlich erkennen, dass sich die Extremisten beider Lager nicht voneinander entfernen je extremistischer sie werden, sondern sie werden sich mit der Verstärkung ihrer extremistischen Energie immer ähnlicher. Und sie haben zunehmend auch das gleiche Ziel: Nämlich die Vernichtung dieser Grundordnung. Die Zunahme des Ideologischen durch einfache Propaganda ist dabei die treibende Kraft. Am Ende finden sich die Nationalsozialisten und die Stalinisten, mit den gleichen Zielen und mit dem gleichen Hang zur Aggressivität, als ideologische Bewegungen und tödlicher Gegner des Liberalismus wieder. Historisch gesehen sind der Hitler-Stalin-Pakt und die Einheitsfront der SA und des Rot-Front-Kämpferbundes zur Beseitigung der Weimarer Republik Beleg dafür. Adolf Hitler sagte am 2. November 1941 im Beisein von Heinrich Himmler über die Frauen der Kommunisten und Nationalsozialisten:


    
      „Die Kommunisten und wir, das waren die einzigen, die auch Frauen gehabt haben, die nicht gewichen sind, wenn geschossen wurde. Es sind die braven Menschen, mit denen allein man einen Staat halten kann.“[2]

    


    Im Übrigen ist das auch ein Beweis für den fundamentalen Irrtum der Linksliberalen um den SPIEGELHerausgeber Jakob Augstein. Augstein überschrieb seine Kolumnen in der Wochenzeitung DER SPIEGEL mit dem Schlagwort „Im Zweifel links“. Was nichts anderes bedeutet als: im Zweifel linksradikal, im Zweifel linksextrem, im Zweifel linksextremistisch, im Zweifel stalinistisch. Und in aller Konsequenz heißt das natürlich auch: im Zweifel nationalsozialistisch. Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit gibt es dazu auch: Die RAF trug stalinistische Züge, der NSU nationalsozialistische.


    Das Schema oben zeigt auch unmissverständlich an, dass rechte oder linke Extremisten, wenn sie sich im Schema auf gleicher Höhe befinden, auch das gleiche Aggressionspotential besitzen. Hier gibt es, entgegen der allgemeinen Auffassung, keine Unterschiede. Es sind formaljuristisch gleichermaßen Kriminelle oder Terroristen mit ideologischer Grundausrichtung.


    Die permanente und aggressive Propaganda durch die Political Correctness und der daraus folgende ideologische Eintrag in die Gesellschaft haben dazu geführt, dass viele Menschen den Linksextremismus für ungefährlich halten. Zumindest ungefährlicher als den Rechtsextremismus. Das ist ein tragischer Irrtum. Im Wochenmagazin DER SPIEGEL beklagt eine Leserin, dass:


    
      „(…) die Gleichsetzung von Rechts- und Linkspopulismus (…) eine Verharmlosung des Rechtsextremismus zur Folge hat.“


      Und weiter: „Denn auch wenn vordergründig einige Ziele übereinstimmen, beispielsweise die Ablehnung der Globalisierung, so ist doch das Welt-, Gesellschafts- und Menschenbild, das den verschiedenen Ideen zugrunde liegt, absolut entgegengesetzt.“[3]

    


    Die Leserin übersieht dabei, dass linke Gesellschaftsordnungen immer Diktaturen waren, die ein humanes Welt-, Gesellschafts- und Menschenbild nur im Namen oder als Spruchband auf roten Bannern trugen. In Wahrheit handelte es sich um menschenverachtende Diktaturen, die sich auf Augenhöhe mit den Machthabern des nationalsozialistischen Deutschen Reiches bewegten. Namen wie Stalin, Mao Tse-tung oder Pol Pot sind beredte Beispiele für eine skrupellose und zutiefst menschenverachtende Machtausübung, die letztendlich im China von heute das „zu Ende gedachte Links“ artikulieren.


    Eine aktuelle, jedoch nicht so konsequente Betrachtungsweise bezogen auf den Extremismus bietet die sogenannte Hufeisentheorie. Hier wird, im Gegensatz zur oben aufgeführten Grafik, nur von einer Annäherung linker und rechter Extremisten ausgegangen. Auch diese Theorie ist natürlich den Linken ein Dorn im Auge, weil sie die eigentlichen Intensionen der Linksextremen offenlegt, nämlich die Unterschiedslosigkeit bezogen auf die Rechtsextremisten zur Zielrichtung ihrer Ideologien. Dass diese Theorie unter Politologen „umstritten“ ist, wird in den einschlägigen Publikationen so gut wie nicht erwähnt. Stattdessen gibt es Erklärungsversuche der schlichteren Art. So befindet der Politologe Dr. Robert Feustel über die Theorie:


    
      „Heute ist sie allerdings noch absurder als früher. Während linker Stalinismus kaum noch vorhanden sei, nehme der aggressive Faschismus auf der rechten Seite immer weiter zu und sei unüberhörbar.“[4]

    


    Dass der linke Stalinismus kaum noch vorhanden ist, wird selbst durch die Aussage einer linken Abgeordneten im Sächsischen Landtag bestritten. Juliane Nagel spricht davon, dass Gruppierungen innerhalb der Linken existieren, „die stalinistisch-autoritäre Methoden für sich reklamieren“[5].


    Darüber hinaus wird die These des Professors durch ein weiteres Mitglied der Partei DIE LINKE anlässlich des Strategie-Treffens am 3. März 2020 in Kassel widerlegt.


    Die Dame konnte ungehindert ihre Gedanken vor dem versammelten Parteivolk ausbreiten:


    
      „Energiewende ist auch nötig nach ’ner Revolution. Und auch wenn wir das eine Prozent der Reichen erschossen haben, ist es immer noch so, dass wir heizen wollen, wir wollen uns fortbewegen. Na ja, is’ so! Wir müssen mal von dieser Meta-Ebene runterkommen und diskutieren darüber, ob wir 2030 oder 2035 oder 2050 … aber was bedeutet es beim Ausbau der regenerativen Energien, bei der Windenergie …“ Daraufhin wurde der Vortrag abgebrochen, und Parteichef Rixinger antwortete sinnverwand:


      „Ich möchte nur sagen: Wir erschießen sie nicht, wir setzen sie schon für nützliche Arbeit ein.“ – Keine Zurückweisung oder Richtigstellung durch die Gesprächsleitung. Nur Applaus und Gelächter. Es fallen einem dazu nur zwei Begriffe ein: Bolschewiki und Gulag.


      Apropos: „Das reichste ein Prozent der Deutschen, das pro Kopf 3,75 Millionen Euro besitzt, umfasst laut der LINKEN übrigens 690 000 Menschen.“[6]

    


    Das könnte ein Mordsspektakel werden. Der völlig unverdächtige Alexander Solschenizyn schreibt über die Revolution genau das, was die linke Dame beim Strategietreffen der Partei DIE LINKE sagte: „Eine ganze gesellschaftliche Klasse zur Vernichtung zu bestimmen … ist Revolution.“[7]


    Gerade eben konnten wir feststellen, dass die Bolschewiki Lenins und Stalins immer noch ihre Schatten auf unsere Demokratie wirft. Und beileibe auch hier unüberhörbar.


    Es wird leicht übersehen, dass die linke Meinungsführerschaft auf laute Töne verzichten kann, denn sie drückt sich selbst den Stempel des „vermeintlich Guten“ auf, und saugt an den Zitzen des Sozialstaats. Übrigens: Was den Faschismusbegriff anbelangt, so kann man sich dabei nur auf Italien oder Spanien beziehen. Für das Deutsche Reich war der Begriff vom Nationalsozialismus relevant.


    Wir stellen also fest: Frauke Petri von der AfD stand zur damaligen Zeit im politischen Spektrum nicht weiter rechts, als sich Sarah Wagenknecht von der LINKEN links befand. Jürgen Habermas hat bereits 1968 in einer Diskussion mit Rudi Dutschke über die Notwendigkeit von Gewalt in der politischen Auseinandersetzung in einer Demokratie den Begriff des „Linksfaschismus“ in den damals aktuellen Diskurs eingeführt. Noch im Herbst 1979 konnte der damalige Kanzlerkandidat Franz Josef Strauß auf einer Wahlkampfveranstaltung in Essen buhenden linken Studenten zurufen: „Ihr wärt die besten Schüler von Dr. Joseph Goebbels gewesen, ihr wärt die besten Anhänger Heinrich Himmlers gewesen, ihr seid die besten Nazis, die es je gegeben hat.“


    Hier wird klar, dass sich die damals etablierten Politiker für Demokraten hielten und Extremisten, egal ob von rechts oder links, für die Nachfolger des Nationalsozialismus. Zu diesem Zeitpunkt spielte die Trennung zwischen Links- und Rechtsradikalismus noch nicht die Rolle wie in der Debatte um die Flüchtlingsströme 35 Jahre später. Vielmehr wird deutlich, dass die damaligen Konservativen in ihrem Selbstverständnis den Extremismus dieser Tage als eine Folge von Totalitarismus verstanden. In dem angesprochenen Beispiel handelte es sich um den Nationalsozialismus. Extremismus war hier noch Extremismus. Ohne Wenn und Aber.


    Überhaupt wird die Begrifflichkeit vom „Extremismus“ in der aktuellen medialen Debatte unzulässig verwässert. Der Politikwissenschaftler und Extremismusforscher Uwe Backes definiert die Begrifflichkeit als „politische Diskurse, Programme und Ideologien, die sich implizit oder explizit gegen grundlegende Werte und Verfahrensregeln demokratischer Verfassungsstaaten richten“[8].


    Extremisten sind also Gegner der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Sie wollen diese Grundordnung beseitigen. In der alten BRD wurden bislang nur zwei Parteien wegen extremistischer Ausrichtung vom Bundesverfassungsgericht verboten. Im Oktober 1952 betraf dies die Sozialistische Reichspartei (SRP), die sich als Nachfolgepartei der NSDAP verstand. Gründungsmitglied und 2. Vorsitzender war Otto Ernst Remer, der die Niederschlagung des versuchten Staatsstreiches im Zuge des Hitler-Attentats vom 20. Juni 1944 auf persönlichen Befehl Hitlers angeführt hatte. Die zweite Partei war die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD), die 1956 verboten wurde. Im Zuge des KPD-Verbotes stellte das Bundesverfassungsgericht damals fest:


    
      „Das Grundgesetz hat also bewusst den Versuch einer Synthese zwischen dem Prinzip der Toleranz gegenüber allen politischen Auffassungen und dem Bekenntnis zu gewissen unantastbaren Grundwerten der Staatsordnung unternommen.“[9]

    


    Ganz davon abgesehen, dass die Toleranz gegenüber bestimmten zulässigen politischen Auffassungen von bestimmten politischen und gesellschaftlichen Akteuren von der linksliberalen Seite schlicht aufgegeben wurde, hat diese Unantastbarkeit der Grundwerte unserer Staatsordnung heute mehr Feinde denn je. Und die kommen, entgegen der allgemein verbreiteten These, nicht nur von rechts.


    Darüber hinaus gibt es noch eine dritte Fissur in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland, die sich mit Extremismus im weiteren Sinne befasst: Die Notstandsgesetze von 1969. Es handelte sich dabei um die Ergänzung des Grundgesetzes „… für den – in der Zeit der Ost-West-Konfrontation keineswegs unrealistischen – Fall eines bewaffneten Angriffs auf die Bundesrepublik Deutschland oder der Möglichkeit schwerer innerer Unruhen eine rechtliche Vorsorge zu schaffen, die das Grundgesetz von 1949 nicht enthielt. Zugleich ging es darum, die Eingriffsbefugnisse der Besatzungsmächte in derartigen Krisenfällen zu beseitigen.“[10]


    Die aktuelle und flächendeckende Inflation der Begrifflichkeit vom „Extremismus“ ist die wütende Reaktion von Vertretern der linksliberalen Gesellschaft und von Teilen der Medien auf die meist auch plumpen Argumente der rechten Populisten. Dabei sind die Wenigsten dieser Gescholtenen Extremisten im Sinne einer sauberen Definition. Vielmehr ist es ein Kampfbegriff, der jeden rechts vom Linksextremismus treffen kann, denn


    
      „(…) das Eigenschaftswort ‚extrem‘ bzw. ‚extremistisch‘ (kann) zum bewertenden Begriff werden, nachgerade zum Schimpfwort. Mit solcher Ersetzung der Ordnungsleistung eines Begriffs durch eine Bewertungsleistung ist aber analytisch nichts gewonnen.“


      Der Politologe Werner J. Patzelt schreibt weiter:


      „In mindestens zwei unterschiedlichen Bedeutungen wird derzeit der Begriff des Extremismus verwendet. Der eine Extremismusbegriff ist eher vage, der andere sehr präzis. Der ‚vage‘ Begriff des Extremismus geht von dessen lateinischem Ursprungswort aus. Dieses meint im räumlichen oder übertragenen Sinn ‚das Äußerste‘ oder ‚Entfernteste‘. Auf diese Weise wird der Extremismusbegriff schon von seiner Prägung her mit der Vorstellung einer – räumlichen, kulturellen, gesellschaftlichen oder politischen – ‚Mitte‘ verkoppelt. Nur von einer solchen aus ist es ja möglich, von ihr Abliegendes als ‚nahe‘, als ‚weiter weg‘ oder als ‚aufs Äußerste entfernt‘ zu bezeichnen. (…) Der ‚präzise‘ Begriff des Extremismus ist jener, den das Bundesverfassungsgericht, die deutschen Sicherheitsbehörden sowie politikwissenschaftliche Extremismusforscher verwenden. Bei ihm wird ‚das Extreme‘ nicht einer ‚Mitte‘ gegenübergestellt. Vielmehr ist alleiniger Bezugspunkt von Extremismus die Definition der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Extremist im Sinn dieses präzisen Begriffs ist nämlich jeder, der in Gedanken, Worten oder Werken auf die Beseitigung einer freiheitlichen demokratischen Grundordnung ausgeht. Diese wurde vom Bundesverfassungsgericht 2, 1 definiert als:


      ‚… eine Ordnung, die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition.


      Extremismus in genau diesem präzisen Sinn kann in Deutschland u. a. mit dem Entzug einer Stellung im öffentlichen Dienst, dem Verbot einer zivilgesellschaftlichen Vereinigung oder einer politischen Partei, theoretisch auch mit der Verwirkung von Grundrechten geahndet werden. Es ist davon abzuraten, bei der Beurteilung persönlicher Positionen oder politischer Parteien einen anderen als genau diesen präzisen Begriff von Extremismus zu verwenden. Nur dann hat man nämlich klare Kriterien, an welchen – über bloß willkürliche Zuschreibungen hinaus – das Vorliegen von Extremismus feststellbar ist, und sich an eine solche Feststellung auch rechtliche Sanktionen knüpfen lassen.“[11]

    


    Das ist eine wichtige Feststellung. Denn die bewusste inhaltliche Auflösung des Begriffs vom Radikalismus durch die Medien und politische Gruppen, bis hin zu bestimmten Politikern, führt dazu, dass die radikale Ausrichtung einer Person oder Gruppe, die bislang noch demokratisch gedeckt war, plötzlich dem Extremismuslager zugerechnet wird, und damit eine völlig andere juristische Bewertung zur Folge haben muss. Deshalb wird ein deutscher Beamter heutzutage schon als Extremist bezeichnet, wenn er beispielsweise öffentlich aussagt, dass er nicht einer Meinung mit Angela Merkels Flüchtlingspolitik ist, oder seiner Meinung Ausdruck verleiht, bei der AfD handle es sich um eine demokratische Partei. Allein schon das kann heute existentielle Folgen für denjenigen haben. In der Leipziger Volkszeitung vom Oktober 2020 steht unter der Überschrift „Rassistische Äußerungen vor Grundschülern: Leipziger Polizist vom Dienst suspendiert“ Folgendes:


    
      „Ein Hauptmeister der Leipziger Polizei ist am Freitag aufgrund rassistischer Äußerungen vom Dienst suspendiert worden. Er soll öffentlich Vorurteile gegenüber Menschen mit Migrationshintergrund geäußert haben, teilt die Behörde am gleichen Tage mit. Der Vorfall habe sich bereits am 8. September ereignet – und dies vor Minderjährigen. Laut Mitteilung äußerte sich der Beamte im Rahmen einer Verkehrsschulung an einer Leipziger Grundschule vor Grundschülern und Pädagogen rassistisch über einen anderen Verkehrsteilnehmer. Er müsse nun mit dienst- und disziplinarrechtlichen Konsequenzen rechnen.“


      Ganz davon angesehen, dass wir es hier mit der schlichtesten Art von Denunziation zu tun haben (man hätte den Mann auch vor Ort zurechtweisen können), wird mit keinem Wort erwähnt, worin die „rassistische Äußerung“ des Polizisten bestanden hat. Vielleicht hat er nur einem offenbar zu schnell fahrenden Autofahrer, der zufällig wie ein Migrant aussah, hinterhergerufen: „Pass doch auf, du Idiot.“ Das hätte so gut wie jeder andere Verkehrsteilnehmer wahrscheinlich auch nicht anders gemacht. Dann kartet die Zeitung nach. Unter der Überschrift „Vor zwei Wochen: Polizist wegen rechter Chats beurlaubt“: „Vor genau zwei Wochen hatte sich ein ähnlich gelagerter Fall ereignet: Damals war ein Beamter der Polizeidirektion Leipzig zwangsbeurlaubt worden, weil ihm die Mitgliedschaft in einer rechtsextremistischen Chatgruppe nachgewiesen worden war.“


      Wieder keine Einzelheiten zum Vorwurf. Und nachdem jeder Leser nach der Lektüre des Artikels davon überzeugt ist, die Polizei sei ein Hort extremistischen Gedankengutes, folgt der ein wenig verblüffende Abspann: „Genauere Angaben zu dem nun veröffentlichten Vorfall wolle die Behörde mit Verweis auf ein laufendes Verfahren nicht machen, hieß es.“ Und dann kommt in einem etwas schlechten Deutsch der eigentliche Befund: „Nach einer Prüfung jedoch kein Anfangsverdacht einer Straftat ergeben.“[12]

    


    Na was denn nun? Ist ihm die Mitgliedschaft in einer rechtsextremistischen Chatgruppe nachgewiesen worden oder nicht? Aber da hatte der Journalist offenbar keine Lust mehr auf stilistische und inhaltliche Feinheiten. Der Job war längst getan. Die ordnungsgemäße Demontage der Polizei war ja bereits erfolgt. Der oben erwähne Polizist, der sich bei einer Verkehrsschulung rassistisch geäußert haben soll, ist Ende 2020 von jeglichem Vorwurf freigesprochen worden.


    Wir erkennen an dem Beispiel ganz eindeutig, dass die seit einigen Jahren festzustellende Aufweichung des politischen Spektrums durch den linken Mainstream ganz klar Methode hat. Man kann dadurch demokratische Parteien problemlos in den Bereich des Außerdemokratischen schieben. Ich erinnere nur daran, dass die Republikaner und die NPD beispielsweise bis zur Auflösung der präzisen Begrifflichkeiten durch die Medien eindeutig rechtsradikale Parteien waren, und keine rechtsextremistischen. Um das Nebulöse noch zu verdichten: Als im Oktober 2020 ein islamistischer Attentäter in Paris einen Lehrer enthauptete und in der gleichen Woche in Dresden ein ebensolcher Extremist hinterrücks auf zwei schwule Touristen einstach, von denen einer starb, war allerorten von „radikal-islamistischen“ Tätern die Rede. „Radikal-islamistisch“ bedeutet in der reinen Auslegung der Lehre, dass dieser Islamismus durch die freiheitlich-demokratische Grundordnung gedeckt ist. Der eine oder andere Pegida-Sprecher dagegen wird als Extremist definiert. Da stimmt doch etwas nicht. Und ohne dass wir in dieser Sache irgendwelche Verschwörungstheorien herbeihalluzinieren wollen, kann man doch unvoreingenommen wiederholen: Das hat ganz zweifellos Methode.


    Ein letztes Beispiel für die bewusst erzeugte Konfusion im Definitionsdschungel: Der Journalist Matthias Puppe schreibt in einem Artikel auf der einen Seite von „der rechtsradikalen Kleinpartei Der III. Weg“, auf der anderen Seite von „der rechtsextremen Kleinpartei Der III. Weg“.[13] Einen Tag später überschreibt die Journalistin Anika Greve-Dierfeld ihren Artikel: „Bundesanwalt erhebt Terroranklage gegen Rechtsradikale“. Bereits im ersten Satz ist von „acht Mitgliedern der rechtsextremen Gruppe Revolution Chemnitz“[14] die Rede.


    Durch den Umstand, dass die verschiedenen rechten und linken Extremismusgruppen keiner gemeinsamen Ideologie als Grundlage ihres Kampfes gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung folgen, ist keineswegs zu schließen, dass sie für eine Bekämpfung oder eventuelle Strafverfolgung zwingend unterschieden werden müssen. Dazu besteht durch ihre in ihrem Wesen verankerte Demokratiefeindlichkeit überhaupt keine Notwendigkeit.


    Auch wenn sie sich untereinander stellenweise brutal bekämpfen, sind diese Divergenzen nicht das Ausschlaggebende. Ausschlaggebend ist: Sie wollen den Staat und seine freiheitlich-demokratischen Grundordnung beseitigen, um auf deren Trümmern eine Gesellschaft nach ihren ideologischen Grundsätzen zu errichten. Die historischen Beispiele belehren uns dahingehend in großer Zahl. Und dass namhafte Extremismusforscher die Unterschiede der einzelnen Extremistengruppen hervorheben, ist insofern auch unverständlich. Selbst wenn sich Extremisten im Sinne der Strahlentheorie weit auseinander wähnen und auch innerhalb einer politischen Richtung bekämpfen: Extremismus ist Extremismus und somit staats- bzw. verfassungsfeindlich.


    Der Kampf um die Deutungshoheit im scheinmoralischen Diskurs um das politisch Korrekte oder in der Flüchtlingsfrage ist der Begriff des Extremismus medial derart verwässert worden, dass jeder, der heutzutage auf die Straße geht, um seinem Ärger Luft zu machen, sofort als Extremist gebrandmarkt wird. Mit dem Schimpfwort „extrem“ oder „extremistisch“ will man dem Bösen einen Ausdruck verleihen. Der Begriff Antifa klingt dagegen unerlaubt beschönigend.


    Man muss Parteien und Bewegungen wie die AfD und Pegida nicht unbedingt mögen, aber dass es sich bei den Menschen um Rechtsextremisten oder Nazis handelt, ist doch zu weit hergeholt. Auch hier wird in der Diktion der Sprache in manchen Medien das ideologische Moment innerhalb des Linksliberalismus deutlich sichtbar. Die „Aufmärsche“ von Pegida werden sprachlich in die Nähe des Nationalsozialismus gerückt. Dass sich unter die Gegendemonstranten Linksextremisten mischen, die mit Pflastersteinen auf Polizisten werfen und deren Tod billigend in Kauf nehmen, wird als legitimer Protest dargestellt. Die ideologische Verwirrung äußert sich dann auch im Zusammenhang mit der bisweilen öffentlich gestellten Frage, warum sich die Polizei gegen die Gegendemonstranten wendet, anstatt gegen Pegida vorzugehen. Ja, wenn Pegida friedlich protestiert und die Steine aus den Reihen der Gegendemonstranten geworfen werden …


    Damit es auch gleich einmal klar gesagt wird: Hier wird nicht für Pegida oder die AfD Partei genommen, auch nicht für die Gegendemonstranten. Fakt ist: Die Menschen, die auf den Pegida-Spaziergängen zu finden sind oder die AfD-Wähler sind keine Extremisten, schon gar nicht in der reinen Lehre der Definition. Die Steinewerfer auf der Gegenseite sind es überwiegend schon. Wobei wir bei der Political Correctness als Exekutive der linksliberalen Identitätspolitik angelangt wären, die unter dem Deckmantel, für die Gleichheit aller Minderheiten einzutreten, der entscheidende Grund für die heute festzustellende Spaltung der Gesellschaft ist. Dabei werden die Schrauben immer fester angezogen, denn der Esel braucht Futter. So ist es nicht verwunderlich, wenn festzustellen ist:


    
      „Es ist ein Paradoxon der Geschichte: Je weiter die Annäherung an das Ziel der Gleichheit gediehen ist, um so hysterischer wird die Restungleichheit skandalisiert und damit eine Basis für Neid, Missgunst und Ressentiment geschaffen.“[15]

    

  



  


  3. POLITICAL CORRECTNESS/GENDER/ LINKSLIBERALISMUS


  Die Normierung unserer Sprache im Sinne einer politisch korrekten Anwendung und in Bezug auf Minderheiten ist eine der Grundlagen für die Spaltung der deutschen Gesellschaft.


  „Das Gefährliche an Halbwahrheiten ist“, so schreibt der Aphoristiker Hans Krailsheimer, „dass immer die falsche Hälfte geglaubt wird.“ Die Politische Korrektheit lebt von dieser Bivalenz. Durch eine selektive Anwendung der Historie vor dem Hintergrund bewusst eingestreuter Desinformationen im Zuge einer demokratiefeindlichen Kultivierung der falschen Hälfte der Wahrheit offenbart sie dabei den Zustand einer diffusen gesellschaftlichen Haltung.


  Aus dieser Haltung heraus ist das Dogma nur aus einem böswilligen Blickwinkel heraus nicht zu erkennen. Infolge dessen ist in unserem Lande eine Bewegung entstanden, die ihren Ursprung an den Westcoast-Universitäten der USA hatte. Deren Studenten wandten sich gegen die Deutungshoheit europäischer Philosophen, insbesondere die der Aufklärung, und forderten die Einbeziehung außereuropäischer und insbesondere weiblicher Autoren in die Lehrpläne. Damit einhergehend forderten sie eine entsprechende sprachliche Kodierung, die gesellschaftliche und ethnische Minderheiten mehr in den Mittelpunkt rücken sollte. Aus diesem, durchaus verständlichen, Anliegen entwickelte sich ein aus dem Ruder gelaufener Vorgang, der eine regressive Verschlüsselung der Sprache hervorbrachte, der als Begriff Political Correctness firmierte. Diese Haltung wurde Mitte der 80er-Jahre aus Amerika nach Europa expediert. Ihr Credo war vereinfacht: Alle Macht den Minderheiten. Das ursprüngliche Ziel war, Minderheiten vor Diskriminierung zu schützen. Die historischen Ursprünge liegen dabei im Umfeld von Frauen- und Bürgerrechtsbewegungen der 60er-Jahre in den USA. Beispiele sind etwa die 1966 gegründete Feministinnenorganisation NOW, National Organization of Woman, und die Black Panther Bewegung.


  In Deutschland wird der Begriff der Political Correctness neben der überhöhten Thematisierung von Minderheitsproblemen und im Zusammenhang mit der Diskussion innerhalb der Flüchtlingsfrage auch als Instrument für die Vergangenheitsbewältigung bezogen auf den Nationalsozialismus benutzt. Aktuell erfolgt dazu eine Injektion des Themas „Klimawandel“ in den gesellschaftlichen Diskurs. Die akademische Diskussion zu den Themen deckt mit ihren Deutungen und Definitionen das insgesamt mögliche politisch-ideologische Spektrum zwischen total dafür bis total dagegen ab. Die Befürworter befinden sich in einer scheinbar hoffnungslosen Minderheit, haben aber durch ihre gesellschaftlichen Funktionen als Multiplikatoren erheblichen Einfluss auf die öffentliche Darstellung ihrer Meinung, sodass ein gesellschaftliches Bild entsteht, das in seiner Projektion dieser „veröffentlichten Meinung“ der „vorherrschenden öffentlichen Meinung“ überhaupt nicht entspricht. Das wiederum führt zur Spaltung der Gesellschaft durch eine deformierte Darstellung gesellschaftlicher Prozesse und moralischer Vorgaben und deren Wahrnehmung. Das wiederum erzeugt eine derartige Kakofonie in den Argumentationen, dass auf eine akademische Analyse in dem hier vorliegenden Rahmen verzichtet werden muss. Anzumerken ist, dass es neben den Universitäten in den USA und in Teilen von Großbritannien aktuell nur noch einen Hotspot weltweit gibt, der in einer derartigen Extensivität solche Probleme in den Mittelpunkt der gesellschaftlichen Diskussion rückt: Die Bundesrepublik Deutschland.


  Vor diesem Hintergrund springt eine ideologische Strömung ins Auge, die fast unverdächtig als „Linksliberalismus“ bezeichnet wird, und die eine eigene Agenda verfolgt: Die Konsolidierung ihres Milieus. Dabei führt die Identitätspolitik als Teil des Linksliberalismus zu einer fast zwanghaften Kreation sogenannter „Opfergruppen“ als moralisches Aushängeschild zur Durchsetzung ausschließlich der eigenen Interessen. Dieses Milieu rekrutiert sich aus der oberen akademischen Mittelschicht der Großstädte. Historisch folgte der Linksliberalismus dem sogenannten „Neoliberalismus“, der in den 80er- und 90er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts den Wirtschaftsliberalismus und die Globalisierung zu einer neuen Wirtschaftsstrategie ausrief, die in dem einfachen Satz gipfelte: „Der Markt regelt alles.“! Das führte auch umgehend zu einer Entfesselung der Märkte. Die Verantwortung von nationalen Unternehmen ihrem Staat und seiner Bevölkerung gegenüber löste sich im Handumdrehen auf, und ging über in eine unappetitliche Art von privatwirtschaftlicher Verfressenheit, die alle bislang geltenden moralischen Zwänge aufhob. Globalisierung war das Zauberwort der Stunde, das die Mitarbeiter von Unternehmen nur noch als schachbrettartig verschiebbare Verhandlungsmasse zurückließ. Wenn die Würfel einmal rollen, werden ganze Industriezweige vernichtet. Die britischen Bergarbeiter bekamen das in der Thatcher-Ära besonders zu spüren. Ihr monatelanger Streik wurde von staatlicher Seite durch Kohleimporte konterkariert. Ihre Arbeitsplätze gibt es heute nicht mehr.


  Der Neoliberalismus konnte sich in Deutschland in einer solchen Form der reinen Lehre zwar nicht durchsetzen, die Globalisierung jedoch hinterließ auch hier gravierende Spuren. Ich werde am Beispiel der Firma Siemens später noch darauf zu sprechen kommen. Der Linksliberalismus hat natürlich einige Prinzipien des Neoliberalismus übernommen. Für ihn ist die Globalisierung nicht nur von wirtschaftlicher Relevanz. Die Kulturen sollen sich nach seiner Vorstellung mischen zu einer kunterbunten Welt, voll Freude und Glück. Den Menschen soll es auf der ganzen Welt möglich sein, sich niederzulassen, wo sie wollen. Derartigen Ideen verdanken die Linksliberalen ihr positiv besetztes moralisches Image, wobei dieser wohlfeile Ansatz sich als pure Heuchelei entpuppt, denn die Sozialsysteme auf der ganzen Welt sind prinzipiell national organisiert. Migration bedeutet daher auch immer Einwanderung in das jeweilige Sozialsystem. Die Kritik an diesen Vorstellungen wischt der Linksliberalismus einfach vom Tisch und ächtet sie als rassistisch, rückwärtsgewandt und nationalistisch. Genau wie die Tatsache, dass die Mehrheit der Deutschen eine weitere Einwanderung ablehnt. Mit der gleichen Arroganz reagiert der Linksliberalismus, wenn es um die Angst der Menschen geht, welche die Entscheidungen der fernen Brüsseler EU als Einmischung in die inneren Angelegenheiten der einzelnen Nationalstaaten empfinden oder die voreilige Osterweiterung der EU für einen gravierenden Fehler halten. Durch die Linksliberalen werden diese Menschen lax als Globalisierungsgegner und Anti-Europäer denunziert.


  Die zweite Auswirkung lässt sich besonders in Westdeutschland beobachten. Dort sind bereits seit den 60er-Jahren Gastarbeiter ins Land geholt worden, die überwiegend einfache Tätigkeiten ausgeführt haben. Bereits damals begann, zunächst noch nicht so heftig, der Kampf um Arbeitsplätze im Niedriglohnsektor und um preiswerte Wohnungen auf dem sozialen Wohnungsmarkt. Dieser Umstand zieht sich hin bis zur großen Migrations- und Flüchtlingswelle von 2015/16, als überwiegend islamgläubige Menschen ins Land kamen. Es waren immerhin fast zwei Millionen. Der Islamismus in Deutschland hat sich seitdem immer weiter verstärkt und wird durch die finanzielle Einflussnahme von außen stetig radikalisiert. Die dadurch entstehenden sozialen Kokons führen zu Parallelgesellschaften, in denen deutsche Gerichte nicht akzeptiert werden. Hier sprechen Stammesälteste jedes Recht der Welt, nur nicht deutsches.


  Die Konsolidierung des linksliberalen Milieus erfolgt heute durch eine Abschottung nach unten. Das heißt: Wo in den 60er- oder 70er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts Arbeiterkinder und Kinder der Mittelschicht die gleichen sozialen Erfahrungen teilten und gleichermaßen Gelegenheit zum sozialen Aufstieg hatten, schottet sich die obere Mittelschicht heute nach unten ab, um das eigene Milieu zu konsolidieren. Die Kinder im linksliberalen Milieu bleiben dadurch überwiegend unter ihresgleichen.


  Eine weitere Grundlage des Linksliberalismus ist deren Identitätspolitik. Sie bedeutet, dass jeder Mensch, der sich der Mehrheitsgesellschaft aus welchen Gründen auch immer nicht zugehörig fühlt, als „Opfer“ ein schützenswertes Individuum darstellt, das man mit allen Mitteln dahingehend unterstützen muss, seine Identität zu bewahren. Der Begriff von der Diversity nimmt dabei einen weiten Raum ein und soll uns sagen, dass es unzählige sexuelle Neigungen gibt. Schon der preußische König Friedrich II. meinte zum Thema: „Jeder nach seiner Fasson.“ Was also um Himmels Willen hat sich seit damals verändert?


  Wer in der Mehrheitsgesellschaft Anstoß an dieser These nimmt, ist ganz klar ein Rassist und gehört geächtet. Unter anderem wurde dazu eine Figur kreiert, die dem Feindbild am ehesten Rechnung trägt und im Lande weit verbreitet ist: Der alte weiße Mann.


  Die Linksliberalen in Amerika bezeichnen die weiße Unterschicht verächtlich als White Trash, also als weißen Abfall. Auch in Deutschland ist der alte weiße Mann eine begehrte Zielscheibe für meist weiblichen Aktivisten in Talkshows oder in öffentlichen Diskussionen. Insbesondere auch Zirkel von farbigen Vertreterinnen der linksliberalen Identitätspolitik glauben sich permanent umgeben von bösen, in ihrem Fall bösen rassistischen Geistern. Dass der alte weiße Mann gleich dreimal diskriminiert wird, ist dabei uninteressant. Man will ja auch nicht kuscheln, man will vernichten. Und das alles nur, weil in der Vorstellungswelt linksliberaler Aktivistinnen jedweder Couleur der weiße Mann aktiver Teil, wenn nicht gar die Ursache, von strukturellem Rassismus ist. Dieser Deutung nach sind alle Weißen vom strukturellen Rassismus befallen. Es ist deren innere Befindlichkeit, die ihnen von Geburt an innewohnt. Ein genetischer Defekt sozusagen. Man könnte das alles für eine Rassentheorie halten, wenn der Begriff nicht bereits in anderem Zusammenhang zutiefst negativ besetzt wäre. Die Leugnung der Linksliberalen, dass es keinen biologischen Unterschied zwischen Mann und Frau gibt, müsste jedem Menschen, der klar bei Sinnen ist, spätestens an dieser Stelle zu denken geben.


  Zum Habitus der Linksliberalen gehört es, permanent Flagge oder Kante zu zeigen. Im Wesentlichen geht es dabei um Rassismus, Solidarität, Offenheit und Toleranz. Man ist gegen rechts und die Spaltung der Gesellschaft. Und die Klimakatastrophe ist ohnehin ein permanentes Thema. Die Demonstrationen und Gegendemonstrationen des linksliberalen Milieus sind elitär in ihrem Habitus, und sollen eine kunterbunte Fröhlichkeit ausstrahlen. Im Grunde genommen sind es die bekannten Happenings mit der gespielten Heiterkeit, die man von Kirchentagen kennt. Ihre Teilnehmer setzen sich zusammen aus der akademischen Oberschicht der Universitätsstädte, etlichen Studenten als Anwärter auf den linksliberalen Lifestyle und Akademikern der Unterschicht, mit der ewigen Hoffnung auf den sozialen Aufstieg. In der Regel gesellen sich linke Hooligans dazu, die mit Pflastersteinen auf Polizisten werfen. Ihr Kampfruf alerta Antifascista muss man historisch verstehen als ein Motto aus längst vergangenen Tagen: alerta Stalinista.


  Bei den Fridays-for-future-Demos, die den Nachkommen der Linksliberalen vorbehalten sind, rufen die Kids zornig in die Kamera, dass mit der Kohleverstromung endlich Schluss sein muss. Und zwar: Jetzt! Diese Forderung wird nur durch den Tenor übertroffen, dass die Alten ihnen ihre Zukunft zerstört hätten. Dabei spielt es überhaupt keine Rolle, dass die derart Gescholtenen selbst noch echt gehungert, gefroren oder gar ihre Heimat verloren haben. Der Grundton der jugendlichen Parolen soll wirkungsvoll sein und gerät bisweilen ins Unethische. „Warum reden uns die Großeltern eigentlich immer noch jedes Jahr rein? Die sind doch eh bald nicht mehr dabei“, lautete ein unzweideutiger Tweed der Friends of the Forest. In einem anderen Fall ist ein Kinderlied im WDR ausgestrahlt worden. Eine Zeile daraus lautet: „Meine Oma fährt im Hühnerstall Motorrad. Das sind tausend Liter Super jeden Monat. Meine Oma ist ne alte Umweltsau.“ Man könnte diese Zeilen durchaus locker als Satire durchgehen lassen, wäre da nicht der linksliberale Hintergrund, und damit auch der allgegenwärtige moralische Entrüstungsfuror, wenn es beispielsweise um Vertreter von Minderheiten ginge.


  Die Berichterstattung in den öffentlich-rechtlichen Medien ist Teilnehmern an den Fridays-for-future-Demos immer zutiefst gewogen, wobei die Bedeutung dieser Ereignisse tradiert überhöht werden. Auffällig dabei ist, dass Vertreter der Mehrheit des Volkes an derartigen Demos schlicht und einfach nicht teilnehmen. Es handelt sich dabei um die Leute der unteren Mittelschicht bis hinab zu den zahlreichen Mindestlohnempfängern sowie den Arbeits- und Wohnungslosen. Für den Fall, dass diese Menschen dennoch demonstrieren gehen, wird herablassend gelästert, sie wären dumpf und dunkel, ihre Artikulation ließe zu wünschen übrig und die finsteren Blicke belegten ohnehin nur die Falschheit ihrer Anliegen. Prolls, Plebs und Prekariat eben. Die Wahrheit ist aber auch, dass sich selbst die untere Mittelschicht ihres Lebensstandards in Zukunft nicht mehr sicher sein kann.


  Das aber, was die Menschen im Lande am meisten irritiert, ist der mit tödlichem Fanatismus geführte Streit um die politisch korrekte und gendergerechte Sprache. Dieser Streit führt unter anderem dazu, dass die Mehrheit der Deutschen der Meinung ist, man könne außerhalb seines Bekanntenkreises nicht mehr die eigene Meinung äußern. Ich werde im Folgenden noch ausführlich darauf eingehen.


  Zusammenfassend kann man sagen, dass die Linksliberalen einen Kulturkampf angezettelt haben, um ihre eigentlichen Ziele zu verschleiern: Sie wollen die Upperclass einer neuen Gesellschaft werden, über der sich nur die Superreichen und globalen Wirtschaftskapitäne befinden. Sie sind die mutierten Gutmenschen mit globaler Agenda. Sie haben erkannt, dass man mit Scheinmoral leicht an Macht kommen kann. Sie haben den politischen Bann auf eine neue Stufe gestellt. Damit hat auch zu tun, dass die Mehrheit der sogenannten politischen Eliten und die Vertreter der Medien aus Angst vor der Vernichtung ihrer Existenz auf den linksliberalen Zug aufgesprungen sind, der früher oder später an einem Pulverfass enden wird. Sich der Amoral bezichtigen zu lassen, um danach klanglos unterzugehen, ist für sie eine unerträgliche Vorstellung. Es ist auch leichter, im Mainstream dahinzusegeln, als sich wacker und stolz der offensichtlichen Unwahrheit zu widersetzen.


  Durch die Präferierung von eingewanderten Minderheiten und die scheinbare Sorge um ihre Integration soll in der öffentlich-rechtlichen Wahrnehmung das altruistische Image der Linksliberalen verstärkt werden. In Wirklichkeit führt die Überhöhung der Anliegen nichtdeutscher Volksgruppen oder der Nachfahren von Einwanderern nicht zu einer notwendigen Integration, sondern zu deren Abschottung gegen die Mehrheitsgesellschaft – und damit zu Konflikten.


  Ganz am Ende steht die Tatsache, dass sich das linksliberale Milieu nur um die Sicherung seines eigenen sozialen Status kümmert. Mit ihrem kosmopolitischen Individualismus, dem globalen Wertekanon und ihrem aufreizenden Mangel an Selbstzweifel stehen sie auf keinen Fall für die Einigung der Gemeinschaft. Im Gegenteil. Sie zerstören durch ihre abstrusen Vorstellungen von einer bunten Einwanderungsgesellschaft, die von global agierenden Interessen und durch ideologische Sprach- und Denkvorgaben geprägt ist, den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft, was man besonders in Ostdeutschland beobachten kann. Hier wird die Idee von der traditionellen Orientierung an der Gemeinschaft bewusst aufgelöst, indem man auf allen Ebenen des gesellschaftlichen Lebens versucht, Identität zu vernichten.


  Wenn wir die sozialen und gesellschaftlichen Ereignisse der letzten Jahre aufnehmen und analysieren, dann schält sich eine Thematik heraus, die ganz offensichtlich mit der Regulierung der Sprache zu tun hat. Wohin aber führt die sprachliche Codierung in unserer Zivilgesellschaft? Sie führt ganz klar zu einer limitierten Teilhabe am gesellschaftlichen Diskurs für all diejenigen, die sich nicht dieser Sprachregelung unterwerfen und sich der damit einhergehenden ideologischen Bildsprache zu entziehen versuchen. Wer sich also dem „Speech code“ nicht unterordnet und damit demütig Systemtreue signalisiert, wird von der herrschenden Meinungselite bekämpft, missachtet, herabgesetzt beleidigt. Wer Glück hat, wird in Oliver Welkes heute-show nur ins Lächerliche gezogen. Wer Pech hat, dem werden die ökonomischen Existenzgrundlagen entzogen. So versuchen die hegemoniale Macht außerparlamentarischer Gruppierungen und die öffentlich-rechtlichen Medien, die Zivilgesellschaft in ihrem Sinne zu formen und die Fähigkeiten und Forderungen ihrer subalternen Mitglieder ideologisch zu kanalisieren. Bislang war dieser Vorgang in einen eher seichten Politikalltag eingebettet und in der bisherigen Entwicklung der Zivilgesellschaft zu keiner Zeit mehrheitsfähig. Der für eine konfliktfreie Entwicklung der Gesellschaft notwendige politische Prozess jedoch macht eine permanent von oben ausgehende Konsensfindung notwendig. Was dabei von den Protagonisten nicht bedacht wird:


  
    „Erodiert diese Hegemonie infolge aufbrechender Krisen und Systemwidersprüche, so gerät dieser von oben erzeugte Konsens unter Druck und die ideologische Disziplinierung der Beherrschten wird brüchig.“[1]

  


  Durch globale Krisen und systemimmanente Widersprüche auf nationaler Ebene, wie beispielsweise der plötzliche Atomausstieg und die konsenslos, weil debattenlos, erfolgte Öffnung der Grenzen für Flüchtlinge 2015, weicht die bislang funktionierende ideologische Indoktrination auf. Es entsteht Widerstand, und wo Widerstand ist, bröckeln die Fassaden der Macht. So gelingt es den Hegemonen nicht mehr, so widerstandslos eine Herrschaft auszuüben, die „… im Wesentlichen auf der Fähigkeit basiert, eigene Interessen als gesellschaftliche Allgemeininteressen zu definieren und durchzusetzen“[2]. Die zur Durchsetzung dieser „eigenen Interessen“ notwendige Begriffshoheit wird daher durch Politik und Medien mit allen Mittel verteidigt. Die Sprache des politisch Korrekten bildet dabei die Grundlage.


  Im aktuellen politischen Diskurs und vor allem in der öffentlichen Wahrnehmung wird der Begriff der Political Correctness überwiegend pejorativ wahrgenommen. Das heißt, die Bedeutung des Begriffs bewegt sich vorwiegend, und im Laufe der Zeit auch immer zunehmender, auf einer emotional negativen Ebene, wird dementsprechend im negativen Sinne gebraucht und auch überwiegend negativ empfunden. Einer der Gründe dafür ist, dass auf dem Wege eines einseitig doktrinären Eintrages in den täglichen Sprachgebrauch durch die Protagonisten der Political Correctness und letztendlich auch durch die Medien als deren Multiplikator wirklich eindeutig unmögliche Worte, Begriffe und Themen aus der gesellschaftlichen Diskussion getilgt werden sollen.


  Damit nicht genug. Es betrifft auch Äußerungen, die rechtlich durch den Begriff der freien Meinungsäußerung eindeutig zulässig sind, jedoch durch die Political Correctness als „umstritten“ apostrophiert werden. An dieser Stelle übernehmen die linksliberalen Medien, die immer von der Beschneidung der Pressefreiheit reden, den Angriff auf die individuelle Meinungsfreiheit. Analysiert man die akademische Diskussion, dann stellt man fest: Aus Sicht der Political Correctness ist nur die eindeutig positive Sichtweise einer Äußerung unangreifbar. Alles Negative oder Relativierende ist immer auslegbar in Richtung: diskriminierend, rassistisch, menschenfeindlich, antisemitisch, nationalsozialistisch usw. Bei den Betroffenen, die sich im öffentlichen Raum artikulieren müssen, befördert dieses Dogma die Bildung einer „Schere im Kopf“. Ein altbekannter Vorgang, den man aus den deutschen Diktaturen der jüngeren Vergangenheit kennt. Darüber hinaus ist sie dadurch ein Element für den latenten Abbau von Pressesowie Meinungsfreiheit und somit eine der Voraussetzungen für eine stete Demokratiedezimierung. Überwiegend wurde dies ausschließlich den Gegnern der Political Correctness unterstellt. Dass sich die moralisch Guten hinter geschlossenen Türen gegenseitig zuflüstern, die Repressalien, allem voran die Einschränkung der Meinungsfreiheit, geschehen zum Wohl des Volkes und zur Vernichtung seiner Gegner, ist nur mit einem geschärften Blick hinter das allerorts sichtbare Dogma zu erkennen. Der Humorist Christophe Aleveque sieht diese gesellschaftliche Situation daher zu Recht völlig humorlos:


  
    „Jedes Mal, wenn die Meinungsfreiheit eingeschränkt wurde, endete es im Chaos, Massaker. Es ist jedes Mal eine Katastrophe. Aber im Reich des Gutdenkenden wird uns vorgegaukelt, dass das nur zu unserem eigenen Wohl geschieht. Was natürlich völlig falsch ist. Ich sehe, wie die Krankheit schlimmer wird, ich sehe diese kranke Gesellschaft, die nicht nur die falschen Medikamente nimmt, sondern auch die, die sie nicht nehmen sollte. Das wird mich nicht davon abhalten, eine neue Show zu machen, weiterzumachen. Aber jetzt wird gekämpft. Meine Arbeit ist zu einem Kampf geworden. Ich habe schon immer gegen Idioten gekämpft. Gegen diejenigen, die wir für Idioten halten. Und jetzt kommen diejenigen hinzu, die eine moralische Ordnung predigen: Das Reich des Guten. Und die sind für mich wirklich eine große Gefahr.“[3]

  


  Eine der wesentlichsten Eigenheiten des voran beschriebenen Vorgangs ist allerdings, dass nur die selbsternannten Wächter des „guten Geschmacks“ festlegen, was unzulässige Äußerungen sind. Verwunderlich in dem Zusammenhang ist, dass es die Apologeten der Political Correctness dabei selbst an einem charakterfesten Umgang mit ihren Kontrahenten und einer konsequenten Korrektheit ihrer eigenen Sprache fehlen lassen. Die Diktion ihrer Sprache entspricht nie einer, wie zwingend zu vermuten wäre, selbstverständlichen Korrektheit und Eindeutigkeit. In ihren Kampagnen offenbaren sie einen unsauberen Hang zur ideologischen Deutung, die nicht ohne eine Verzerrung oder Verdrehung der bewerteten Grundaussagen auskommt. Sie befördert eine Injektion von Halbwahrheiten in den jeweiligen Diskurs, der meist durch eine ritualisierte „Empörung“ eröffnet und von Phasen „kalkulierten Missverstehens“ flankiert wird. Gleichzeitig wird eine Klassifizierung derjenigen Menschen vorgenommen, denen eine „unreine“ Äußerung unterstellt werden kann, praktischerweise unter gleichzeitiger Festlegung ihrer Gesinnung. In der Regel denunziert man diese Menschen als Rechte, Rassisten, Antisemiten oder Nazis. In einem Interview sagt die Bundestagsabgeordnete Kristina Schröder:


  
    „Mein Gefühl ist, dass die Menschen auch hierzulande inzwischen eine tiefe Aversion gegen den politisch korrekten Diskurs haben. Es ärgert sie wahnsinnig, dass man bestimmte Positionen rechts von der Mitte nicht mehr artikulieren kann, ohne niedergemacht zu werden“[4]

  


  Dieser Zustand ist in der öffentlichen Diskussion allgegenwärtig, wobei dabei die Zugehörigkeit zu oder die Mitgliedschaft in einer Partei als Teil der demokratischen Gesellschaft überwiegend keine Rolle spielt. Und genau diese nicht immer nachvollziehbare Dogmatik lässt den Begriff der Political Correctness im öffentlichen Raum als Teil einer diffusen Macht erscheinen, der für den Bürger in einer pluralistischen Gesellschaft nichts Gutes verheißt. Dieses Gefühl ist in fast allen Teilen der sogenannten Bildungs- und Gesellschaftsschichten verbreitet. Mit Ausnahme natürlich von großen Teilen der akademischen Oberschicht in den Großstädten. Für die Protagonisten der Political Correctness soll die Durchsetzung der Sprachvorgaben ein erzieherischer Prozess sein, bei welchem gewaltsam dem scheinbar Guten zum Durchbruch verholfen werden soll. Sowohl für die Befürworter der Political Correctness als auch für deren Gegner wird dieser Vorgang als der Anfang vom Ende unserer Demokratie apostrophiert. Letztendlich sehen beide Lager in der Argumentation der jeweils anderen Seite zumindest Ansätze dafür. So sprechen die Befürworter der Political Correctness von der Notwendigkeit einer sprachlichen Normierung, insbesondere bei der Darstellung der NS-Vergangenheit. Würden dabei sprachliche Grenzen überschritten, so argumentieren sie, drohe eine Bagatellisierung der NS-Verbrechen. Das Wort von der „Relativierung“ oder „Verharmlosung“ der NS-Vergangenheit taucht in deren Argumentation ostinatohaft auf und wird auch gleich mit der drohenden Diskriminierung der Opfer des Nationalsozialismus und ihrer Nachkommen verknüpft.


  Die Gegenseite fürchtet mit Recht, dass eine wirkliche Auseinandersetzung mit der deutschen Vergangenheit verhindert wird, indem jeder Versuch, das erstarrte Meinungsklima aufzubrechen und das sozusagen Unvorstellbare und damit gleichzeitig Unartikulierbare aus dem Feuerkreis des Unantastbaren zu lösen, mit Vehemenz verfolgt und bestraft werden soll. Das verhindere eine echte Auseinandersetzung mit der Vergangenheit und berge eine Gefahr für die Demokratie. Die dabei entstehende Furcht vor dem Beifall von der falschen Seite lähmt die politische Diskussion und beschneidet die Meinungsfreiheit. Günter Grass meinte dazu:


  
    „Nur keine Angst vor dem Beifall der falschen Seite. Wenn man dem folgt, verbietet man sich selbst das Maul.“[5]
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